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I Allgemeine Bedingungen
für die kapitalbildende
Lebensversicherung ohne
Gesundheitsprüfung

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; für unserVertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingungen.
§ 1 Was ist versichert?Kapitalversicherung auf den Todesfall ohne Gesundheits-prüfung – Nachsorge-Plan:Die Versicherungssumme wird bei Tod des Versicherten fällig. Inden ersten drei Versicherungsjahren wird der volle Versicherungs-schutz dann gewährt, wenn der Tod des Versicherten als Folgeeines nach Inkrafttreten der Versicherung erlittenen Unfalls (vgl.§ 7) eintritt. Andernfalls werden die bis dahin eingezahlten Bei-träge erstattet. Vom vierten Versicherungsjahr an wird bei Toddes Versicherten mindestens die volle Versicherungssumme fällig,gleichgültig, worauf der Tod des Versicherten zurückzuführen ist.Kapitalversicherung auf den Erlebens- und Todesfall ohneGesundheitsprüfung – SeniorenPlan:Die Versicherungssumme wird zu dem im Versicherungsscheingenannten Ablauftermin oder bei Tod des Versicherten fällig. Inden ersten drei Versicherungsjahren wird der volle Versicherungs-schutz dann gewährt, wenn der Tod des Versicherten als Folgeeines nach Inkrafttreten der Versicherung erlittenen Unfalls (vgl.§ 7) eintritt. Andernfalls werden die bis dahin eingezahlten Bei-träge erstattet. Vom vierten Versicherungsjahr an wird bei Tod desVersicherten mindestens die volle Versicherungssumme fällig,gleichgültig, worauf der Tod des Versicherten zurückzuführen ist.
§ 2 Wann beginnt Ihr 

Versicherungsschutz?Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den ersten odereinmaligen Beitrag (Einlösungsbeitrag) gezahlt und wir dieAnnahme Ihres Antrages schriftlich oder durch Aushändigungdes Versicherungsscheines bestätigt haben. Vor dem im Versiche-rungsschein angegebenen Beginn der Versicherung besteht nochkein Versicherungsschutz.
§ 3 Was haben Sie bei der Beitragszahlung 

zu beachten?1. Die Beiträge zu Ihrer Lebensversicherung können Sie je nachVereinbarung in einem einzigen Beitrag (Einmalbeitrag) oderdurch jährliche Beitragszahlung entrichten.Diese Jahresbeiträge werden zu Beginn eines jeden Versiche-rungsjahres fällig.2. Sie können auch vereinbaren, die Jahresbeiträge in halbjähr-lichen, vierteljährlichen oder monatlichen Raten zu zahlen.Hierfür werden Ratenzuschläge erhoben: 2% bei halbjähr-

licher, 3% bei vierteljährlicher und 5% bei monatlicherBeitragszahlung.3. Der erste oder einmalige Beitrag wird sofort nach Abschlussdes Versicherungsvertrages fällig. Alle weiteren Beiträge (Fol-gebeiträge) sind jeweils zum vereinbarten Fälligkeitstag an unszu zahlen.4. Die laufenden Beiträge sind je nach vereinbarter Zahlungswei-se bis zum Ende des Zahlungsabschnittes zu entrichten, indem der Versicherte stirbt, längstens bis zum Ablauf der Bei-tragszahlungsdauer.5. Bei Fälligkeit der Versicherungsleistung werden wir etwaigeBeitragsrückstände verrechnen.6. Für eine Stundung der Beiträge ist eine schriftliche Vereinba-rung mit uns erforderlich.7. Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf Ihre Gefahr undIhre Kosten.
§ 4 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag

nicht rechtzeitig zahlen?1. Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung genügt es, wennSie fristgerecht alles getan haben, damit der Beitrag bei unseingeht. Ist die Einziehung des Beitrages von einem Kontovereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitragzu dem im Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstageingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einzie-hung nicht widersprechen. Konnte der fällige Beitrag ohne IhrVerschulden von uns nicht eingezogen werden, ist die Zah-lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nachunserer schriftlichen Zahlungsaufforderung erfolgt. Haben Siezu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogenwerden kann, sind wir berechtigt, künftig die Zahlung außer-halb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.2. Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht rechtzeitig zahlen,können wir die Beiträge des ersten Versicherungsjahres auchbei Vereinbarung von Ratenzahlungen sofort verlangen. Statt-dessen können wir – solange die Zahlung nicht bewirkt ist –auch vom Versicherungsvertrag zurücktreten. Es gilt als Rück-tritt, wenn wir unseren Anspruch auf den Einlösungsbeitragnicht innerhalb von drei Monaten vom Fälligkeitstag angerichtlich geltend machen.Bei einem Rücktritt können wir von Ihnen neben den Kosteneiner ärztlichen Untersuchung eine besondere Gebühr für dieBearbeitung Ihres Vertrages verlangen. Diese Gebühr beläuftsich auf 10% der Beiträge des ersten Versicherungsjahres bzw.auf 3% des Einmalbeitrages.3. Wenn Sie einen Folgebeitrag oder einen sonstigen Betrag, denSie aus dem Versicherungsverhältnis schulden, nicht rechtzei-tig zahlen, so erhalten Sie von uns auf Ihre Kosten eineschriftliche Mahnung. Darin setzen wir Ihnen eine Zahlungs-frist von mindestens zwei Wochen. Begleichen Sie den Rück-stand nicht innerhalb der in der Mahnung gesetzten Frist,werden wir Ihren Vertrag kündigen.Ist der Rückkaufswert hoch genug, ist die Kündigung miteiner Beitragsfreistellung verbunden gem. § 5 Nr. 4. Andern-falls zahlen wir den Rückkaufswert – soweit vorhanden – aus,und Ihr Versicherungsschutz erlischt. Auf diese Rechtsfolgenwerden wir Sie in der Mahnung ausdrücklich hinweisen.
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Zahlen Sie schon im ersten Versicherungsjahr einen Folgebei-trag nicht rechtzeitig, werden außerdem die noch ausstehen-den Raten des ersten Jahresbeitrages sofort fällig und könnenbei Nichtzahlung gerichtlich geltend gemacht werden.
§ 5 Wann können Sie Ihre Versicherung 

kündigen oder beitragsfrei stellen?Kündigung und Auszahlung des Rückkaufswertes1. Sie können Ihre Versicherung ganz oder teilweise schriftlichkündigen
• jederzeit zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres;
• bei Vereinbarung von Ratenzahlungen auch innerhalb desVersicherungsjahres mit Frist von einem Monat zumSchluss eines jeden Ratenzahlungsabschnittes, frühestensjedoch zum Schluss des ersten Versicherungsjahres.2. Kündigen Sie Ihre Versicherung nur teilweise, so darf die ver-bleibende beitragspflichtige Versicherungssumme nicht unterden Mindestbetrag von 1.000 € sinken. Andernfalls ist dieKündigung unwirksam.3. a) Nach § 176 VVG haben wir nach Kündigung – soweit vor-handen – den Rückkaufswert zu erstatten. Er wird nachden anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik fürden Schluss des laufenden Ratenzahlungsabschnittes alsZeitwert Ihrer Versicherung berechnet, wobei ein als ange-messen angesehener Abzug in Höhe von 1% der unterRisiko stehenden Summe1) erfolgt. Beitragsrückständewerden von dem Rückkaufswert abgesetzt.b) Die Kündigung Ihrer Versicherung ist mit Nachteilen ver-bunden. In der Anfangszeit Ihrer Versicherung ist wegender Verrechnung von Abschlusskosten nach dem Zillmer-verfahren (vgl. § 14) kein Rückkaufswert vorhanden. DerRückkaufswert erreicht auch in den Folgejahren nichtunbedingt die Summe der eingezahlten Beiträge. DerRückkaufswert entspricht jedoch mindestens einem beiVertragsabschluss vereinbarten Garantiebetrag, dessenHöhe vom Zeitpunkt der Beendigung des Vertragesabhängt. Nähere Informationen zum Rückkaufswert undseiner Höhe können Sie der Ihrem Versicherungsscheinbeigefügten Übersicht über die garantierten Rückkaufswer-te und beitragsfreien Versicherungssummen entnehmen.Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung4. Anstelle einer Kündigung nach Nr. 1 können Sie unter Beach-tung der dort genannten Termine und Fristen schriftlich ver-langen, ganz oder teilweise von der Beitragszahlungspflichtbefreit zu werden.a) In diesem Fall setzen wir die Versicherungssumme ganzbzw. teilweise auf eine beitragsfreie Summe herab, dienach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathema-tik für den Schluss des laufenden Ratenzahlungsabschnit-tes errechnet wird, mindestens aber eine bei Vertragsab-schluss vereinbarte Garantiesumme erreicht. Der aus IhrerVersicherung für die Bildung der beitragsfreien Summe zurVerfügung stehende Betrag mindert sich um einen alsangemessen angesehenen Abzug in Höhe von 1% derunter Risiko stehenden Summe1) sowie um rückständigeBeiträge.

b) Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung ist mit Nachteilenverbunden. In der Anfangszeit Ihrer Versicherung ist wegender Verrechnung von Abschlusskosten nach dem Zillmerver-fahren (vgl. § 14) keine beitragsfreie Versicherungssumme vor-handen. Auch in den Folgejahren stehen nicht unbedingtMittel in Höhe der eingezahlten Beiträge für die Bildungeiner beitragsfreien Versicherungssumme zur Verfügung.Nähere Informationen zur beitragsfreien Versicherungssum-me und ihrer Höhe können Sie der Ihrem Versicherungs-schein beigefügten Übersicht über die garantierten Rückkaufs-werte und beitragsfreien Versicherungssummen entnehmen.5. Haben Sie die vollständige Befreiung von der Beitragszah-lungspflicht beantragt, und erreicht die nach Nr. 4 zu berech-nende beitragsfreie Versicherungssumme den Mindestbetragvon 500 € nicht, so erhalten Sie den Rückkaufswert (§ 5 Nr. 3).Haben Sie nur eine teilweise Befreiung von der Beitragszah-lungspflicht beantragt, so ist der Antrag nur wirksam, wenndie beitragsfreie Versicherungssumme einen Mindestbetragvon 500 € und die beitragspflichtige Versicherungssummeeinen Mindestbetrag von 1.000 € (vgl. § 5 Nr. 2) erreicht.Andernfalls können Sie nur die vollständige Befreiung vonder Beitragszahlungspflicht beantragen. Dieser Antrag führtzur beitragsfreien Fortsetzung der Versicherung, wenn dienach Nr. 4 zu berechnende beitragsfreie Versicherungssummeden Mindestbetrag von 500 € erreicht. Ist dies nicht der Fall,so erhalten Sie den Rückkaufswert.6. Bei dem Tarif Kapitalversicherung auf den Todesfall ohneGesundheitsprüfung – Nachsorge-Plan – entfallen bei Bei-tragsfreistellung die Besonderen Bedingungen für Zusatz-leistungen zur Kapitalversicherung auf den Todesfall ohneGesundheitsprüfung – Nachsorge-Plan (siehe IV).Beitragsrückzahlung7. Die Rückzahlung der Beiträge kann nicht verlangt werden.
§ 6 Sie wollen ein Darlehen?

Bei der Kapitalversicherung auf den Erlebens- und Todesfall ohneGesundheitsprüfung – SeniorenPlan – können wir Ihnen – maxi-mal bis zur Höhe des Rückkaufswertes (vgl. § 5 Nr. 3) – ein zu ver-zinsendes Darlehen auf die Versicherungsleistung gewähren. EinRechtsanspruch hierauf besteht nicht.
§ 7 Wann liegt ein Unfall vor?

Ein Unfall liegt vor, wenn der Versicherte durch ein plötzlich vonaußen auf seinen Körper einwirkendes Ereignis (Unfallereignis)unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet, die innerhalbvon zwölf Monaten zum Tode führt.Im Übrigen gelten hinsichtlich des Unfallbegriffs, der Grenzfälleund Ausschlüsse die Bestimmungen der §§ 2 und 3 der Bedin-gungen für die Unfalltod-Zusatzversicherung.

1)  Die unter Risiko stehende Summe ist die Differenz zwischen Versicherungssumme und Deckungskapital.Ein Deckungskapital müssen wir für jeden Versicherungsvertrag bilden, um zu jedem Zeitpunkt den Versicherungsschutz gewährleisten zu können. Dessen Berechnung wird nach §65 Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) und §§ 341e, 341f des Handelsgesetzbuches (HGB) sowie den dazu erlassenen Rechtsverordnungen geregelt.
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§ 8 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen, 
Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von
ABC-Waffen/-Stoffen?1. Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängigdavon, auf welcher Ursache der Versicherungsfall beruht.Wir gewähren Versicherungsschutz insbesondere auch dann,wenn der Versicherte in Ausübung des Wehr- oder Polizei-dienstes oder bei inneren Unruhen den Tod gefunden hat,sofern der Versicherte nicht auf Seiten der Unruhestifter teil-genommen hat.2. Bei Ableben des Versicherten in unmittelbarem oder mittelba-rem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen beschränktsich unsere Leistungspflicht allerdings auf die Auszahlung desfür den Todestag berechneten Zeitwertes der Versicherung(§ 176 Abs. 3 VVG). Diese Einschränkung unserer Leistungs-pflicht entfällt, wenn der Versicherte in unmittelbarem odermittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissenstirbt, denen er als deutscher Staatsangehöriger während einesAufenthaltes außerhalb der Bundesrepublik Deutschland (fürVersicherte mit österreichischer Staatsangehörigkeit: außer-halb der Republik Österreich) ausgesetzt und an denen ernicht aktiv beteiligt war.3. Bei Ableben des Versicherten in unmittelbarem oder mittel-barem Zusammenhang mit dem vorsätzlichen Einsatz vonatomaren, biologischen oder chemischen Waffen oder demvorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung vonradioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen be-schränkt sich unsere Leistungspflicht auf die Auszahlung desfür den Todestag berechneten Zeitwertes der Versicherung(§ 176 Abs. 3 VVG), sofern der Einsatz oder das Freisetzendarauf gerichtet sind, das Leben einer Vielzahl von Personenzu gefährden. Ziffer 2 bleibt unberührt.

§ 9 Was ist bei Fälligkeit der 
Versicherungsleistung zu beachten?1. Der Tod des Versicherten ist uns unverzüglich anzuzeigen.2. Folgende Unterlagen sind einzureichen:

• der Versicherungsschein sowie eventuelle Nachträge
• eine amtliche, Alter und Geburtsort enthaltende Sterbe-urkunde
• bei Unfalltod innerhalb der ersten drei Versicherungsjahreein ausführliches ärztliches oder amtliches Zeugnis überdie Todesursache.3. Zur Klärung unserer Leistungspflicht können wir notwendigeweitere Nachweise verlangen und erforderliche Erhebungenselbst anstellen.4. Die mit den Nachweisen verbundenen Kosten trägt derjenige,der die Versicherungsleistung beansprucht.

§ 10 Wo sind die vertraglichen 
Verpflichtungen zu erfüllen?Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangsberechtigtenauf seine Kosten. Bei Überweisungen ins Ausland trägt der Emp-fangsberechtigte auch die damit verbundene Gefahr.

§ 11 Welche Bedeutung hat der 
Versicherungsschein?

1. Den Inhaber des Versicherungsscheines können wir alsberechtigt ansehen, über die Rechte aus dem Versicherungs-vertrag zu verfügen, insbesondere Leistungen in Empfang zunehmen. Wir können aber verlangen, dass uns der Inhaberdes Versicherungsscheines seine Berechtigung nachweist.2. In den Fällen des § 13 Nr. 4 können wir den Nachweis derBerechtigung nur dann anerkennen, wenn uns die schriftlicheAnzeige des bisherigen Berechtigten vorliegt.
§ 12 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf

das Versicherungsverhältnis beziehen?1. Mitteilungen, die das Versicherungsverhältnis betreffen, müs-sen stets schriftlich erfolgen. Für uns bestimmte Mitteilungenwerden wirksam, sobald sie uns zugegangen sind. Versiche-rungsvermittler sind zu ihrer Entgegennahme nicht bevoll-mächtigt.2. Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüg-lich mitteilen. Andernfalls können für Sie Nachteile entste-hen, da Sie von einer an Ihre uns zuletzt bekannte Wohnan-schrift gerichteten Willenserklärung gegebenenfalls keineKenntnis erlangen. Wir machen Sie darauf aufmerksam, dassdiese Erklärung zu dem Zeitpunkt wirksam wird, zu welchemsie Ihnen ohne die Wohnungsänderung bei regelmäßigerBeförderung zugegangen sein würde. Dies gilt auch, wenn Siedie Versicherung in Ihrem Gewerbebetrieb genommen undIhre gewerbliche Niederlassung verlegt haben.3. Bei Änderung Ihres Namens gilt Nr. 2 entsprechend.4. Wenn Sie sich für längere Zeit außerhalb der BundesrepublikDeutschland (für Versicherungsnehmer mit österreichischerStaatsangehörigkeit: außerhalb der Republik Österreich) auf-halten, sollten Sie uns auch in Ihrem Interesse eine im Inlandansässige Person benennen, die bevollmächtigt ist, unsereMitteilungen für Sie entgegenzunehmen (Zustellungsbevoll-mächtigter).
§ 13 Wer erhält die Versicherungsleistung?

1. Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir anSie als unseren Versicherungsnehmer oder an Ihre Erben, fallsSie uns keine andere Person benannt haben, die bei Eintrittdes Versicherungsfalles Ansprüche aus dem Versicherungsver-trag erwerben soll (Bezugsberechtigter). Bis zum Eintritt desVersicherungsfalles können Sie das Bezugsrecht jederzeitwiderrufen.2. Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugsberech-tigte sofort und unwiderruflich die Ansprüche aus dem Versi-cherungsvertrag erwerben soll. Sobald wir Ihre Erklärungerhalten haben, kann dieses Bezugsrecht nur noch mitZustimmung des von Ihnen Benannten aufgehoben werden.3. Sie können Ihre Rechte aus dem Versicherungsvertrag auchabtreten oder verpfänden.
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4. Die Einräumung und der Widerruf eines widerruflichenBezugsrechts (vgl. Nr. 1) sowie eine Abtretung oder Verpfän-dung von Ansprüchen aus dem Versicherungsvertrag sind unsgegenüber nur und erst dann wirksam, wenn sie uns vom bis-herigen Berechtigten schriftlich angezeigt worden sind. Derbisherige Berechtigte sind im Regelfall Sie; es können aberauch andere Personen sein, sofern Sie bereits vorher Ver-fügungen vorgenommen haben.
§ 14 Was bedeutet die Verrechnung 

von Abschlusskosten nach dem 
Zillmerverfahren?

1. Durch den Abschluss von Versicherungsverträgen entstehenKosten. Diese so genannten Abschlusskosten (§ 43 Abs. 2 derVerordnung über die Rechnungslegung von Versicherungsun-ternehmen) sind bereits pauschal bei der Tarifkalkulationberücksichtigt und werden daher nicht gesondert in Rech-nung gestellt.2. Für Ihren Versicherungsvertrag ist das Verrechnungsverfahrennach § 4 der Deckungsrückstellungsverordnung (Zillmerver-fahren) maßgebend. Hierbei werden die ersten Beiträge zurTilgung von Abschlusskosten herangezogen, soweit sie nichtfür Leistungen im Versicherungsfall und Kosten des Versiche-rungsbetriebes in der jeweiligen Versicherungsperiode be-stimmt sind. Der zu tilgende Betrag ist nach der Deckungs-rückstellungsverordnung auf 4% der von Ihnen während derLaufzeit des Vertrages zu zahlenden Beiträge beschränkt.3. Das beschriebene Verrechnungsverfahren hat wirtschaftlichzur Folge, dass in der Anfangszeit Ihrer Versicherung keinRückkaufswert und keine beitragsfreie Versicherungsleistungvorhanden sind. Nähere Informationen können Sie derIhrem Versicherungsschein beigefügten Tabelle entnehmen.
§ 15 Welche Kosten können wir Ihnen

gesondert in Rechnung stellen?Falls aus besonderen von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätz-licher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können wir die in sol-chen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschalenAbgeltungsbetrag in Rechnung stellen.Dies gilt beispielsweise bei
• Rückläufern im Lastschriftverfahren
• Verzug mit Beiträgen
• schriftlicher Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebeiträgen
• Ausfertigung einer Ersatzurkunde oder von Abschriften desVersicherungsscheines
• Angebotserstellung von Vertragsänderungen und deren Durchführung 
• Bearbeitung von Abtretungen und Verpfändungen.Alle etwaigen den Versicherungsvertrag unmittelbar betreffendenöffentlichen Abgaben werden jeweils gesondert in Rechnunggestellt.

§ 16 Wie sind Sie an unseren 
Überschüssen beteiligt?

Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer an denÜberschüssen, die jährlich bei unserem Jahresabschluss festge-stellt werden.1. Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung derVersicherungsnehmera) Die Überschüsse stammen im Wesentlichen aus den Erträ-gen der Kapitalanlagen. Von den Nettoerträgen derjenigenKapitalanlagen, die für künftige Versicherungsleistungenvorgesehen sind (§ 3 der Verordnung über die Mindestbei-tragsrückerstattung in der Lebensversicherung), erhaltendie Versicherungsnehmer insgesamt mindestens den indieser Verordnung genannten Prozentsatz. In der derzeiti-gen Fassung der Verordnung sind 90% vorgeschrieben.Aus diesem Betrag werden zunächst die Zinsen gedeckt,die zur Finanzierung der garantierten Versicherungslei-stungen benötigt werden (§ 1 Abs. 2 der Verordnung). Ausden verbleibenden Mitteln wird die Überschussbeteili-gung der Versicherungsnehmer dotiert.Weitere Überschüsse entstehen dann, wenn die Sterb-lichkeit und die Kosten niedriger sind, als bei der Tarif-kalkulation angenommen. Auch an diesen Überschüssenwerden die Versicherungsnehmer nach der genannten Ver-ordnung angemessen beteiligt.b) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unterschied-lich zum Überschuss bei. Wir haben deshalb gleichartigeVersicherungen zu Gruppen zusammengefasst. Gewinn-gruppen bilden wir beispielsweise, um das versicherteRisiko, wie das Todesfall- oder Berufsunfähigkeitsrisiko,zu berücksichtigen. Die Verteilung des Überschusses fürdie Versicherungsnehmer auf die einzelnen Gruppenorientiert sich daran, in welchem Umfang sie zu seinerEntstehung beigetragen haben.2. Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung IhresVertragesa) Die Bemessungsgrößen für die Überschussanteile werdennach versicherungsmathematischen Regeln mit den Rech-nungsgrundlagen der Tarifkalkulation ermittelt. Bei derTarifkalkulation sind wir von der DAV Tafel 1994T fürMänner bzw. Frauen ausgegangen. Als Rechnungszinswurde 2,75% angesetzt.b) Ihre Versicherung gehört zur Bestandsgruppe KoG/2004.Jede Versicherung erhält Überschüsse zu Beginn jedesVersicherungsjahres. Wir veröffentlichen die Überschuss-anteilsätze zu den Bestands- und Gewinngruppen in unse-rem Geschäftsbericht, den Sie bei uns anfordern können.
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3. Gewinngruppen:a) Beitragspflichtige Verträge mit Verzinslicher Ansammlungbzw. BonusWartezeit: 2 JahreBeitragsüberschuss: in Prozent des Tarifbeitrages inklusiveStückkosten abzüglich des SparbeitragesZinsüberschuss: in Prozent des überschussberechtigtenDeckungskapitals2)Schlussüberschuss: In Prozent des Beitragsüberschusses unddes ZinsüberschussesÜberschusssystem: Verzinsliche Ansammlung bzw. Bonusb) Beitragsfreie Verträge mit Verzinslicher Ansammlung bzw. BonusWartezeit: keine erneute WartezeitZinsüberschuss: in Prozent des überschussberechtigtenDeckungskapitals2)Überschusssystem: Verzinsliche Ansammlung bzw. Bonusc) Beitragsfreie Verträge gegen Einmalbeitrag mit Verzinslicher Ansammlung bzw. BonusWartezeit: 1 JahrZinsüberschuss: in Prozent des überschussberechtigtenDeckungskapitals2)Überschusssystem: Verzinsliche Ansammlung bzw. Bonus4. Überschusssysteme:SchlussüberschussDie erreichte, verfallbare Schlussgewinnanwartschaft ergibt sichaus den über die voll zurückgelegten Versicherungsjahre aufsum-mierten Vielfachen aus den jeweiligen zugeteilten laufendenÜberschussanteilen und dem aktuellen Schlussgewinnanteilsatz,die nachschüssig mit dem jeweiligen Ansammlungszinssatz auf-gezinst werden. Bei Rückkauf wird nach einem Drittel der Lauf-zeit, spätestens nach 10 Jahren, die Schlussgewinnanwartschaftmit angemessenem Stornoabzug gewährt. Bei Ablauf oder Todwird die Schlussgewinnanwartschaft voll ausgezahlt.Überschusssystem Verzinsliche AnsammlungDie jährlich anfallenden Überschüsse werden verzinslich angesam-melt und zusammen mit der Versicherungsleistung ausgezahlt.Überschusssystem BonusDie jährlich anfallenden Überschüsse werden als Einmalbeitragfür eine zusätzliche Versicherungssumme (Bonussumme) verwen-det. Diese wird zum gleichen Zeitpunkt wie die Versicherungs-leistung ausgezahlt.Weitere Erläuterungen zur Überschussermittlung und -beteiligungfinden Sie im Anhang zu den Versicherungsbedingungen.
§ 17 Wann können wir die Beiträge

erhöhen?Mit Zustimmung eines unabhängigen Treuhänders können wirdie Beiträge auch für bestehende Versicherungen erhöhen. EineBeitragserhöhung kann nur dann erfolgen, wenn

a) eine Zunahme der Aufwendungen für die Versicherungsfälleeingetreten ist und dies zu einem Verlust bei der Bestands-gruppe dieses Tarifes geführt hat,b) die Beitragserhöhung erforderlich ist, damit wir auf Dauerunseren Leistungsverpflichtungen aus den abgeschlossenenVerträgen nachkommen können undc) der unabhängige Treuhänder die Berechnungsgrundlagen undsonstigen Voraussetzungen für die Änderungen überprüft undderen Angemessenheit bestätigt hat.
§ 18 Wann können wir die Bedingungen

ändern?1. Der Versicherer ist berechtigt,
• bei Änderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungendes Versicherungsvertrages beruhen,
• bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffendenÄnderungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung, derVerwaltungspraxis der Bundesanstalt für Finanzdienst-leistungsaufsicht oder der Kartellbehördeneinzelne Bedingungen mit Wirkung für bestehende Ver-träge zu ergänzen oder zu ersetzen.Die neuen Bedingungen sollen den ersetzten rechtlich undwirtschaftlich weitestgehend entsprechen. Sie dürfen die Ver-sicherten auch unter Berücksichtigung der bisherigen Aus-legung in rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht nichtunzumutbar benachteiligen.2. Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungsneh-mer schriftlich bekannt gegeben und erläutert. Sie gelten alsgenehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalbeines Monats nach Bekanntgabe schriftlich widerspricht. Hier-auf wird er bei der Bekanntgabe besonders hingewiesen. ZurFristwahrung ist die Absendung ausreichend. Bei fristgerech-tem Widerspruch laufen die Verträge mit den ursprünglichenBedingungen weiter.3. Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versichererden Wortlaut von Bedingungen ändern, wenn diese Anpas-sung vom bisherigen Bedingungstext gedeckt ist und denobjektiven Willen sowie die Interessen beider Parteien berück-sichtigt. Das Verfahren nach Nr. 2 ist zu beachten.

§ 19 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag
Anwendung?1. Auf Ihren Vertrag findet das Recht der BundesrepublikDeutschland (für Versicherungsnehmer mit österreichischerStaatsangehörigkeit: das Recht der Republik Österreich)Anwendung.2. Es gelten die Rechnungsgrundlagen unseres Tarifwerkes beiVertragsabschluss.

2)  Ein Deckungskapital müssen wir für jeden Versicherungsvertrag bilden, um zu jedem Zeitpunkt den Versicherungsschutz gewährleisten zu können. Dessen Berechnung wird nach §65 Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) und §§ 341e, 341f des Handelsgesetzbuches (HGB) sowie den dazu erlassenen Rechtsverordnungen geregelt.
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§ 20 Wo ist der Gerichtsstand?

1. Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können gegen unsbei dem für unseren Geschäftssitz örtlich zuständigen Gerichtgeltend gemacht werden. Ist Ihre Versicherung durch Ein-schaltung eines Versicherungsvermittlers zustande gekom-men, kann auch das Gericht des Ortes angerufen werden, andem der Vermittler zum Zeitpunkt der Antragsstellung seinegewerbliche Niederlassung oder, wenn er eine solche nichtunterhält, seinen Wohnsitz hatte.2. Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag an demfür Ihren Wohnsitz zuständigen Gericht geltend machen.Weitere gesetzliche Gerichtsstände können sich an dem fürden Sitz oder die Niederlassung Ihres Geschäfts- oder Gewer-bebetriebes örtlich zuständigen Gericht ergeben.3. Für österreichische Staatsangehörige gilt: Ansprüche ausIhrem Versicherungsvertrag können an dem für Ihren Wohn-sitz zuständigen Gericht geltend gemacht werden.
II Informationen zur 

Überschussermittlung und 
-beteiligung

Charakteristisch für die Lebensversicherung sind die langfristigenGarantien. In der Regel wird über eine lange Vertragslaufzeithinweg die vereinbarte Versicherungsleistung zu vereinbarten Beiträgen garantiert. Unabhängig von dem jeweiligen Verlaufder Kapitalmärkte haben Sie damit in jeder Lebensphase diePlanungssicherheit, die Sie für die Altersvorsorge brauchen. Die Ihnen gegebenen Garantien erfordern von uns eine vorsich-tige Tarifkalkulation. Wir müssen ausreichend Vorsorge treffen fürVeränderungen der Kapitalmärkte, eine ungünstige Entwicklungder versicherten Risiken und der Kosten. Unsere vorsichtigenAnnahmen bezüglich der Kapitalanlagenverzinsung und der Ent-wicklung der versicherten Risiken und der Kosten führen zuÜberschüssen, an denen wir Sie beteiligen. Durch die jährlicheÜberschussbeteiligung erhöht sich die Ihnen garantierte Versiche-rungsleistung der Hauptversicherung.Im Folgenden möchten wir Ihnen die wichtigsten Schritte vonder Entstehung der Überschüsse bis zu deren Verteilung auf dieeinzelnen Versicherungen erläutern. 
Wie entstehen die Überschüsse?Überschüsse erzielen wir in der Regel aus dem Kapitalanlage-,dem Risiko- und dem Kostenergebnis. Die Überschüsse sind umso größer, je erfolgreicher unsere Kapitalanlagepolitik ist, je weni-ger Versicherungsfälle eintreten und je sparsamer wir wirtschaften.
• KapitalanlageergebnisEin Teil des Überschusses stammt aus den Erträgen der Kapitalan-lagen. Damit wir unsere Verpflichtungen aus den Versicherungs-verträgen jederzeit erfüllen können, müssen wir eine Deckungs-rückstellung bilden und Mittel in entsprechender Höhe anlegen(z.B. in festverzinslichen Wertpapieren, Hypotheken, Darlehen,Aktien und Immobilien). Dies überwachen unser Verantwort-licher Aktuar und unser Deckungsstock-Treuhänder. Bei derBerechnung der Deckungsrückstellung wird ein Zinssatz von2,75% zugrunde gelegt. Dies bedeutet, dass sich die Vermögens-

werte mindestens in dieser Höhe verzinsen müssen. In der Regelübersteigen die Kapitalerträge diesen Mindestzins, da wir dasVermögen nach den Prinzipien möglichst großer Rentabilität undSicherheit anlegen. Außerdem beachten wir den wichtigenGrundsatz der Mischung und Streuung. Dadurch lassen sich beigleichem Risiko höhere Renditen erzielen, weil sich Ertrags-schwankungen teilweise untereinander ausgleichen. Auf das Kapitalanlageergebnis wirken sich natürlich auch die Auf-wendungen für das Management der Kapitalanlagen, Abschrei-bungen, Zuschreibungen und die Realisierung von Bewertungs-reserven aus. Kapitalanlagen dürfen höchstens mit ihrenAnschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet werden. EinenEinfluss auf die Bewertung hat auch, ob wir die Kapitalanlagendauerhaft halten wollen (Anlagevermögen) oder nur vorüberge-hend (Umlaufvermögen). Bei Kapitalanlagen des Umlaufver-mögens ist im Falle einer Wertminderung überschussminderndauf den Wert zum Bilanzstichtag abzuschreiben. Bei Kapitalanla-gen des Anlagevermögens muss dagegen nur bei einer voraus-sichtlich dauerhaften Wertminderung abgeschrieben werden.Wurden in der Vergangenheit Abschreibungen vorgenommenund steigt der Wert der Kapitalanlagen wieder, dann ist derWertansatz in der Bilanz entsprechend zu erhöhen (sog. Wertauf-holungsgebot). Dieses führt zu einem höheren Überschuss. Ober-grenze für diese Zuschreibung sind in beiden Vermögensarten dieAnschaffungs- oder Herstellungskosten.Steigt der Wert der Kapitalanlagen über die Anschaffungskostenhinaus, entstehen Bewertungsreserven. Diese bilden einen Puffer,mit dem die Überschussbeteiligung für die Kunden auch in Zei-ten schwacher Kapitalmärkte eine Zeitlang stabil gehalten werdenkann. Bewertungsreserven sorgen für Sicherheit, weil beispielswei-se Kursrückgänge an den Aktienmärkten nicht sofort auf dasAnlageergebnis durchschlagen. Sie können aber auch genutztwerden, indem etwa bei niedrigen Kapitalmarktzinsen Bewer-tungsreserven aufgelöst und Aktien mit Kursgewinn verkauft wer-den. Hierbei orientieren wir uns an den Erwartungen über diekünftige Kapitalmarktentwicklung und dem Ziel, die Überschuss-beteiligung unserer Kunden möglichst unabhängig von kurzfristi-gen Ausschlägen an den Kapitalmärkten zu halten. 
• Risikoergebnis Bei der Tarifkalkulation haben wir vorsichtige Annahmen überden Eintritt von Versicherungsfällen zugrunde gelegt. Dadurchwird sichergestellt, dass die vertraglichen Leistungen langfristigauch dann noch erfüllt werden können, wenn sich die versicher-ten Risiken ungünstig entwickeln. Ist der Risikoverlauf dagegen inder Realität günstiger als kalkuliert, entstehen Risikoüberschüsse. 
• Kostenergebnis Ebenso haben wir auch Annahmen über die zukünftige Kosten-entwicklung getroffen. Wirtschaften wir sparsamer als kalkuliert,entstehen Kostenüberschüsse. 
Wie werden die Überschüsse ermittelt und festgestellt?Die Überschüsse werden nach den Vorschriften des Handels-gesetzbuches ermittelt und jährlich im Rahmen unseres Jahres-abschlusses festgestellt. Der Jahresabschluss wird von einemunabhängigen Wirtschaftsprüfer geprüft und ist unserer Auf-sichtsbehörde einzureichen. 
Wie erfolgt die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer?Die von uns erwirtschafteten Überschüsse kommen zum ganzüberwiegenden Teil den Versicherungsnehmern zugute. Der übri-ge Teil wird an die Aktionäre ausgeschüttet bzw. den Rücklagendes Unternehmens zugeführt. Eine Rechtsverordnung zu § 81c
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des Versicherungsaufsichtsgesetzes legt die Beteiligung der Versi-cherungsnehmer an den Überschüssen fest. Nach der derzeitigenFassung der Verordnung stehen den Versicherungsnehmern min-destens 90% der Nettoerträge (Bruttoerträge abzüglich Auf-wendungen) aus denjenigen Kapitalanlagen zu, die für künftigeVersicherungsleistungen vorgesehen sind. Soweit die Versiche-rungsnehmer diese Erträge nicht über die oben erwähnte Min-destverzinsung erhalten, werden die Erträge zur Dotierung derÜberschussbeteiligung verwendet. In der Vergangenheit habenwir regelmäßig einen deutlich höheren Anteil als 90% der Netto-kapitalerträge an unsere Kunden weitergegeben. Auch an denÜberschüssen aus dem Risiko- und dem Kostenergebnis beteili-gen wir die Versicherungsnehmer nach der genannten Verord-nung in angemessener Weise. Da die verschiedenen Versicherungsarten in unterschiedlichemUmfang zum Überschuss beitragen, fassen wir gleichartige Ver-sicherungen zu Gruppen zusammen. Kriterium für die Bildungeiner solchen Gruppe ist vor allem das versicherte Risiko. Danachwerden Kapital-Lebensversicherungen, Rentenversicherungen,Risikoversicherungen sowie die Berufsunfähigkeitsversicherungenjeweils eigenen Gruppen zugeordnet. Die Verteilung des Über-schusses auf die einzelnen Gruppen orientiert sich daran, wie siezu seiner Entstehung beigetragen haben. Den Überschuss führen wir der Rückstellung für Beitragsrücker-stattung zu, soweit er nicht in Form der so genannten Direktgut-schrift bereits unmittelbar den überschussberechtigten Versiche-rungen gutgeschrieben wird. Die Rückstellung darf grundsätzlichnur für die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer ver-wendet werden. Ausnahmsweise können wir die Rückstellung imInteresse der Versicherungsnehmer auch zur Abwendung einesNotstandes (z.B. Verlustabdeckung) heranziehen. Hierfür be-nötigen wir die Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Wie dieBewertungsreserven dient auch diese Rückstellung dazu, Er-gebnisschwankungen im Zeitablauf zu glätten, d.h. auch inZeiten schwacher Kapitalmärkte die Überschussbeteiligung fürdie Kunden stabil zu halten. 
Wie erfolgt die Überschussbeteiligung Ihres Vertrages?Ihre Versicherung erhält Anteile an den Überschüssen der Be-stands- bzw. Gewinngruppe gemäß § 16. Die Mittel für die Über-schussanteile werden bei der Direktgutschrift zu Lasten des Ergeb-nisses des Geschäftsjahres finanziert, ansonsten der Rückstellungfür Beitragsrückerstattung entnommen. Die Höhe der Über-schussanteilsätze wird jedes Jahr vom Vorstand unseres Unter-nehmens auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars für denjeweiligen Deklarationszeitraum (in der Regel das folgende Kalen-derjahr) festgelegt. Wir veröffentlichen die Überschussanteilsätzein unserem Geschäftsbericht, den Sie bei uns jederzeit anfordernkönnen.Nähere Informationen zu den Bemessungsgrößen der einzelnenÜberschussanteile finden Sie in den Allgemeinen Bedingungenfür die kapitalbildende Lebensversicherung ohne Gesundheits-prüfung § 16. 
Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann nicht garantiert werden!Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssenab. Diese sind – allein schon wegen der langen Vertragslaufzeit –nicht vorhersehbar und von uns nur begrenzt beeinflussbar.Wichtigster Einflussfaktor ist dabei die Zinsentwicklung desKapitalmarkts. Aber auch die Entwicklung des versichertenRisikos und der Kosten ist von Bedeutung. Die absolute Höheder künftigen Überschussbeteiligung kann also nicht garantiertwerden. 

III Bedingungen 
für die Unfalltod-Zusatz-
versicherung

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,als Versicherungsnehmer sind Sie unser Vertragspartner; für unserVertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingungen.
§ 1 Was ist versichert?

1. Stirbt der Versicherte an den Folgen eines Unfalls, so wird dievereinbarte Versicherungssumme aus der Unfalltod-Zusatz-versicherung fällig, wenna) der Unfall sich nach Inkrafttreten der Zusatzversicherungereignet hat undb) der Tod eingetreten ist– während der Dauer der Zusatzversicherung– innerhalb eines Jahres nach dem Unfall und– vor dem Ende des Versicherungsjahres, in dem der Versi-cherte sein 75. Lebensjahr vollendet hat; verstirbt derVersicherte nach diesem Zeitpunkt, so leisten wir den-noch, wenn der Versicherte den Unfall bei Benutzungeines dem öffentlichen Personenverkehr dienenden Ver-kehrsmittels erlitten hat und das Verkehrsmittel demEreignis, das den Unfalltod des Versicherten verursachthat, selbst ausgesetzt war.2. Bei der Versicherung für zwei verbundene Leben wird dieUnfalltod-Zusatzversicherungssumme für jeden Versichertengezahlt, für den die Unfalltod-Zusatzversicherung einge-schlossen ist, wenn die Versicherten gleichzeitig durch densel-ben Unfall sterben.Als gleichzeitig gilt auch, wenn die Versicherten innerhalb von14 Tagen an den Folgen des Unfalls sterben und die sonstigenVoraussetzungen nach Nr. 1 erfüllt sind.
§ 2 Was ist ein Unfall im Sinne dieser

Bedingungen?Ein Unfall liegt vor, wenn der Versicherte durch ein plötzlich vonaußen auf seinen Körper wirkendes Ereignis (Unfallereignis)unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet, die innerhalbvon zwölf Monaten zum Tode führt.
§ 3 In welchen Fällen ist der Versiche-

rungsschutz ausgeschlossen?1. Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängigdavon, wie es zu dem Unfalltod gekommen ist.2. Soweit nichts anderes vereinbart ist, fallen jedoch nicht unterden Versicherungsschutz:a) Unfälle durch Geistes- oder Bewusstseinsstörungen, auchsoweit diese auf Trunkenheit beruhen, sowie durch Schlag-anfälle, epileptische Anfälle oder andere Krampfanfälle,die den ganzen Körper des Versicherten ergreifen.



b) Wir werden jedoch leisten, wenn diese Störungen oderAnfälle durch ein unter diese Versicherung fallendesUnfallereignis verursacht waren.c) Unfälle, die dem Versicherten dadurch zustoßen, dass ervorsätzlich eine Straftat ausführt oder versucht.d) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oderBürgerkriegsereignisse verursacht sind; Unfälle durch inne-re Unruhen, wenn der Versicherte auf Seiten der Unruhe-stifter teilgenommen hat.e) Unfälle des Versicherten– als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer),soweit dieser nach deutschem Recht (für Versicherte mitösterreichischer Staatsangehörigkeit: nach österreichi-schem Recht) dafür eine Erlaubnis benötigt, sowie alssonstiges Besatzungsmitglied eines Luftfahrzeuges;– bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübendenberuflichen Tätigkeit;– bei der Benutzung von Raumfahrzeugen.f) Unfälle, die dem Versicherten dadurch zustoßen, dass ersich als Fahrer, Beifahrer oder Insasse eines Motorfahr-zeuges an Fahrtveranstaltungen einschließlich der dazu-gehörenden Übungsfahrten beteiligt, bei denen es auf dieErzielung von Höchstgeschwindigkeiten ankommt;g) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergieverursacht sind;h) Gesundheitsschädigungen durch Strahlen. Wir werdenjedoch leisten, wenn es sich um Folgen eines unter dieVersicherung fallenden Unfallereignisses handelt.i) Gesundheitsschädigungen durch Heilmaßnahmen oderEingriffe, die der Versicherte an seinem Körper vornimmtoder vornehmen lässt. Wir werden jedoch leisten, wenndie Eingriffe oder Heilmaßnahmen, auch strahlendiag-nostische und -therapeutische, durch einen unter dieseVersicherung fallenden Unfall veranlasst waren.j) Infektionen. Wie werden jedoch leisten, wenn die Krank-heitserreger durch eine unter diese Versicherung fallendeUnfallverletzung in den Körper gelangt sind. Nicht alsUnfallverletzungen gelten dabei Haut- oder Schleimhaut-verletzungen, die als solche geringfügig sind und durch dieKrankheitserreger sofort oder später in den Körper gelan-gen; für Tollwut und Wundstarrkrampf entfällt diese Ein-schränkung. Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmenverursacht sind, gilt h) Satz 2 entsprechend.k) Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffedurch den Schlund. Wir werden jedoch leisten, wenn essich um Folgen eines unter die Versicherung fallendenUnfallereignisses handelt.l) Unfälle infolge psychischer Reaktionen, gleichgültigwodurch diese verursacht sind.m) Selbsttötung, und zwar auch dann, wenn der Versichertedie Tat in einem die freie Willensbestimmung aus-schließenden Zustand krankhafter Störung der Geistes-tätigkeit begangen hat. Versicherungsschutz bestehtjedoch, wenn jener Zustand durch ein unter die Versiche-rung fallendes Unfallereignis hervorgerufen wurde.

n) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch vorsätzli-chen Einsatz von atomaren, biologischen oder chemi-schen Waffen oder den vorsätzlichen Einsatz oder die vor-sätzliche Freisetzung von radioaktiven, biologischen oderchemischen Stoffen verursacht sind, sofern der Einsatzoder das Freisetzen darauf gerichtet sind, das Leben einerVielzahl von Personen zu gefährden.
§ 4 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen

oder Krieg?1. Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängigdavon, wie es zu dem Unfall gekommen ist.Wir gewähren Versicherungsschutz insbesondere auch dann,wenn der Versicherte in Ausübung des Wehr- oder Polizei-dienstes oder bei inneren Unruhen den Tod gefunden hat,sofern der Versicherte nicht auf Seiten der Unruhestifter teil-genommen hat.2. Bei Unfalltod des Versicherten in unmittelbarem oder mittel-barem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen be-schränkt sich unsere Leistungspflicht allerdings auf die Aus-zahlung des für den Todestag berechneten Zeitwertes derVersicherung (§176 Abs.3 VVG). Diese Einschränkung unse-rer Leistungspflicht entfällt, wenn der Versicherte in unmittel-barem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischenEreignissen stirbt, denen er als deutscher Staatsangehörigerwährend eines Aufenthaltes außerhalb der BundesrepublikDeutschland (für Versicherte mit österreichischer Staatsan-gehörigkeit: außerhalb der Republik Osterreich) ausgesetztund an denen er nicht aktiv beteiligt war.
§ 5 Welche Rolle spielen Erkrankungen

und Gebrechen des Versicherten?Haben zur Herbeiführung des Todes neben dem Unfall Krank-heiten oder Gebrechen zu mindestens 25% mitgewirkt, so ver-mindert sich unsere Leistung entsprechend dem Anteil der Mit-wirkung.
§ 6 Was ist zur Vermeidung von 

Rechtsnachteilen nach dem Unfalltod
des Versicherten zu beachten?

1. Der Unfalltod des Versicherten ist uns unverzüglich – mög-lichst innerhalb von 48 Stunden – mitzuteilen.2. Wir sind berechtigt, die Leiche auf unsere Kosten durch einenvon uns beauftragten Arzt besichtigen und öffnen zu lassen.3. Wird vorsätzlich oder grob fahrlässig entweder die Mittei-lungspflicht (Nr. 1) verletzt oder die Zustimmung zur Besich-tigung oder Öffnung der Leiche (Nr. 2) verweigert, sind wirvon unserer Leistungspflicht befreit. Bei grob fahrlässigemVerhalten bleiben wir zur Leistung insoweit verpflichtet, alsdieses Verhalten ohne Einfluss auf die Feststellung oder denUmfang unserer Leistungspflicht ist.
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§ 7 Wann geben wir eine Erklärung über
unsere Leistungspflicht ab?

1. Zur Feststellung unserer Leistungspflicht sind uns die erfor-derlichen Nachweise zu erbringen.2. Nach Prüfung der uns eingereichten und der von uns heran-gezogenen Unterlagen sind wir verpflichtet, innerhalb einesMonats gegenüber dem Ansprucherhebenden zu erklären,ob und in welchem Umfang wir eine Leistungspflicht aner-kennen.
§ 8 Bis wann können bei Meinungs-

verschiedenheiten Rechte geltend 
gemacht werden, und wer 
entscheidet in diesen Fällen?

1. Wenn derjenige, der den Anspruch auf die Versicherungs-leistung geltend macht, mit unserer Leistungsentscheidung(§ 7 Nr. 2) nicht einverstanden ist, kann er ihn innerhalbvon sechs Monaten (für Versicherungsnehmer mit österreichi-scher Staatsangehörigkeit: innerhalb von 12 Monaten) nachZugang unserer Entscheidung gerichtlich geltend machen.2. Lässt der Ansprucherhebende die Sechsmonatsfrist (für Versi-cherungsnehmer mit österreichischer Staatsangehörigkeit:Zwölfmonatsfrist) verstreichen, ohne dass er vor GerichtKlage erhebt, sind weitergehende Ansprüche, als wir sie aner-kannt haben, ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge werdenwir in unserer Erklärung nach § 7 Nr. 2 besonders hinweisen.
§ 9 Wie ist das Verhältnis zur 

Hauptversicherung?1. Diese Zusatzversicherung bildet mit der Versicherung, zu dersie abgeschlossen worden ist (Hauptversicherung), eine Ein-heit; sie kann ohne die Hauptversicherung nicht fortgesetztwerden. Wenn der Versicherungsschutz aus der Hauptversi-cherung endet, erlischt auch diese Zusatzversicherung. BeiVersicherungen mit Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherungenbesteht die Unfalltod-Zusatzversicherung auch dann fort,wenn die Hauptversicherung wegen Berufsunfähigkeit desVersicherten ganz oder teilweise beitragsfrei wird.2. Wird die versicherte Leistung der Hauptversicherung herabge-setzt, vermindert sich auch der Versicherungsschutz aus dieserZusatzversicherung – soweit möglich – im selben Verhältnis.3. Wenn unsere Leistungspflicht aus der Hauptversicherungerloschen oder auf die beitragsfreie Leistung beschränkt war,danach aber zusammen mit dieser Zusatzversicherung ganzoder teilweise wieder auflebt, können aus dem wieder in Kraftgetretenen Teil keine Ansprüche aufgrund solcher Unfällegeltend gemacht werden, die während der Unterbrechung desvollen Versicherungsschutzes eingetreten sind.4. Eine Zusatzversicherung mit laufender Beitragszahlung kön-nen Sie kündigen, eine Zusatzversicherung gegen Einmalbei-trag jedoch nur zusammen mit der Hauptversicherung.

5. Wenn Sie eine Zusatzversicherung kündigen, erhalten Sieeinen Rückkaufswert nur dann, wenn es sich um eine Zusatz-versicherung gegen Einmalbeitrag oder mit abgekürzter Bei-tragszahlungsdauer handelt. Ein Anspruch auf eine beitrags-freie Leistung besteht nicht.6. Die Zusatzversicherung ist grundsätzlich gesondert am Über-schuss beteiligt. Sie gehört zur gleichen Bestandsgruppe wiedie Hauptversicherung. Jede Versicherung gegen Einmalbei-trag oder mit abgekürzter Beitragszahlungsdauer erhält Antei-le an den Überschüssen dieser Bestandsgruppe. Die Höhe die-ser Anteile wird vom Vorstand unseres Unternehmens aufVorschlag des Verantwortlichen Aktuars unter Beachtung dergesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungenjährlich festgelegt und im Geschäftsbericht veröffentlicht.7. Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt ist,finden die Allgemeinen Bedingungen für die Hauptversiche-rung sinngemäß Anwendung.
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NACHFOLGENDES GILT 
AUSSCHLIESSLICH FÜR DEN TARIF
NACHSORGE-PLAN

IV Besondere Bedingungen für
Zusatzleistungen zur Kapital-
versicherung auf den Todes-
fall ohne Gesundheitsprüfung
– Nachsorge-Plan

Rückholkosten für auf Reisen im Ausland
verstorbene Personen 1. Allgemeine BestimmungenDie nachstehenden Leistungen gewähren wir ohne gesonderteBeitragsberechnung. Bestehen bei unserer Gesellschaft mehrereVersicherungen nach dem Tarif Kapitalversicherung auf denTodesfall ohne Gesundheitsprüfung – Nachsorge-Plan, könnendie Leistungen nur aus einem dieser Verträge verlangt werden.Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger eintritt, kann der Erstattungs-anspruch gegen uns nur wegen der restlichen Kosten geltendgemacht werden. Bestreitet der andere Ersatzpflichtige seineLeistungspflicht, können Sie sich auch unmittelbar an uns halten.Der ständige Wohnsitz ist der Ort in Deutschland (für Versichertemit österreichischer Staatsangehörigkeit: in der Republik Öster-reich), an dem sich der Versicherte überwiegend aufhält.Ausland sind alle Länder der Erde außer Deutschland (für Ver-sicherte mit österreichischer Staatsangehörigkeit: außer der Repu-blik Österreich). Als Ausland gilt nicht ein Land, in dem derVersicherte einen Erst- oder Zweitwohnsitz hat.Eine Auslandsreise ist jede vorübergehende Abwesenheit vomständigen Wohnsitz bis maximal 45 Tage. 
2. Versicherte LeistungenVerstirbt der Versicherte auf einer Auslandsreise, erstatten wir dieKosten für die Überführung aus dem Ausland auf direktem Wegebis zu seinem ständigen Wohnsitz in Deutschland (für Versichertemit österreichischer Staatsangehörigkeit: bis zu seinem ständigenWohnsitz in der Republik Österreich) per Luft- oder Kraftfahr-zeug.Die Kosten eines Überführungssarges einschließlich der Einbalsa-mierung sind bis zu 1.000 € versichert, soweit dies gesetzlicheRegelungen am Sterbeort oder Bestimmungen des überführen-den Luftfahrtunternehmens vorschreiben.Dem in Deutschland ausführenden Bestatter werden Kosten fürdie Überführung vom ersten Bestimmungsort in Deutschlandzum ständigen Wohnsitz des Versicherten bis zu 200 € erstattet.Insgesamt übernehmen wir die Kosten bis zu einer Höhe vonmaximal 5.000 € bei Reisen ins europäische Ausland und bis zueiner Höhe von maximal 10.000 € bei Reisen ins außereuropäi-sche Ausland.

3. AusschlussBeträgt die geplante Abwesenheit mehr als 45 Tage, so bestehtvon Anfang an kein Versicherungsschutz. Darüber hinaus ist dieGesamt-Aufenthaltsdauer im Ausland pro Kalenderjahr auf insge-samt 90 Tage begrenzt. Wird der Tod des Versicherten durch innere Unruhen verursacht,und hat der Versicherte auf Seiten der Unruhestifter teilgenom-men, so besteht kein Versicherungsschutz.Bei Ableben des Versicherten in unmittelbarem oder mittelbaremZusammenhang mit kriegerischen Ereignissen besteht kein Versi-cherungsschutz.Bei Selbsttötung des Versicherten besteht kein Versicherungs-schutz aus dieser Zusatzleistung.
4. Zusätzliche NachweiseZur Leistungsregulierung benötigen wir zusätzlich zu I § 9– Kopien des Schriftwechsels mit dem Bestatter,– die Originalrechnung des mit der Überführung beauftragtenUnternehmens in deutscher Sprache bzw. in beglaubigterKopie.
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